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In der Sommersession gab der Standerat zudem seine Empfehlung zur Offroader-
Initiative ab. Eine links-griine Kommissionsminderheit gab sich zwar zufrieden mit dem
indirekten  Gegenvorschlag, welcher mit dem festgehaltenen Zielwert von
durchschnittlich 130 g CO2/km sogar weiter ging als die in der Initiative enthaltene
Forderung. Dennoch beantragte sie die Annahme der Initiative, welche unter anderem
zusétzliche Bestimmungen zur Erhdhung der Verkehrssicherheit enthalte. Der Antrag
blieb jedoch chancenlos und so beschloss der Standerat mit 32 zu 8 Voten, die
Initiative dem Volk zur Ablehnung zu empfehlen. Im Nationalrat wurde die Empfehlung
mit 124 zu 62 Stimmen unter vollstandiger Opposition der SP und der Grinen
verabschiedet. Drei Monate nach dem Parlamentsbeschluss gab das Initiativkomitee
unter der Leitung von Bastien Girod (gp, ZH) den bedingten Riickzug der Initiative
bekannt. Dieser erlangt seine Gultigkeit, wenn der Gegenvorschlag nach Verstreichen
der Referendumsfrist in Kraft tritt. Nicht erfreut Uber diesen Entschluss zeigten sich
die Jungsozialisten. Sie beschuldigten die Initianten, sich der Automobillobby zu fligen.
Trotzdem ergriff der Verband Freier Autohandel Schweiz (VFAS) das Referendum, zog es
jedoch im Oktober wieder zurlick. Nach Ablauf der Anhérungsfrist zur CO2-
Ausfuhrungsverordnung hatten sich die Bedenken des Verbandes zerstreut. Der
Bundesrat beschloss, den 1. Juli 2012 als Stichtag flr die Autoimporteure festzulegen,
womit die Anderung ein halbes Jahr spater als angekiindigt in Kraft treten wird. Dies
wiederum erztirnte die Jungen Grunen, fir welche die Aussicht auf rasche Umsetzung
des Gegenvorschlages den Hauptgrund fr den Riickzug der Initiative dargestellt hatte.

Eine burgerliche Mehrheit der UREK-NR storte sich an den Bestimmungen des neuen
CO2-Gesetzes, demgemass 100% der erforderlichen CO2-Reduktionen bis 2020 (-20%
im Vergleich zu 1990) im Inland erfolgen sollen. Sie lancierte deswegen eine - von einer
starken linken Minderheit abgelehnte - Kommissionsmotion zur Anderung des CO2-
Gesetzes, mit welcher erlaubt werden soll, 50% aller Emissionsreduktionen oder mehr
im Ausland zu tatigen. Nur so kdnne das bereits jetzt ehrgeizige Reduktionsziel von 20%
oder gar mehr tatsachlich auch erreicht werden. Die Kommissionsmehrheit hob in ihrer
Argumentation hauptsachlich die Preisunterschiede einer Tonne CO2 im In- und
Ausland hervor: Der Erwerb auslandischer CO2-Zertifikate sei um einiges preiswerter,
was den Anreiz zur CO2-Reduktion im Ausland stark erhdhe. Anstoss zur Motion gab
eine Kommissionssitzung im April 2015, an der die UREK-NR Kenntnis vom Bericht in
Erfullung eines Postulats Girod (gp, ZH) nahm. In besagtem Bericht zu "Kosten und
Potenzial der Reduktion von Treibhausgasen in der Schweiz" erachtete der Bundesrat
die Erreichung des inlandischen Reduktionsziels durch die Verschérfung bestehender
Massnahmen im Grunde als moglich, wies jedoch auch Mehrkosten flr alle betroffenen
Bereiche - Industrie und Dienstleistungen, Verkehr und Wohngebdude - aus. Im
erstberatenden Nationalrat fand das Anliegen der UREK-NR, die mit 12 zu 10 Stimmen
bei 3 Enthaltungen flr ihre Motion warb, mit Ausnahme zweier CVP-Vertreter keine
Zustimmung Uber die SVP und die FDP hinaus, womit das Anliegen mit 73 gegen 106
Stimmen bei 4 Enthaltungen scheiterte. Ausschlaggebend fur diesen Entscheid moégen
die Uberlegungen der Bundesratin und des Sprechers der Kommissionsminderheit,
Roger Nordmann (sp, VD), gewesen sein: Es sei wenig sinnvoll und flr die betroffenen
Akteure verwirrend, eine bis 2020 geltende Regelung per 2018 - dem erwarteten
Termin zum Inkraftsetzen einer entsprechenden Gesetzesanpassung - zu andern.
Bundesratin Leuthard stellte ferner in Aussicht, dass eine im Folgejahr in
Vernehmlassung zu schickende Vorlage zur Regelung der Reduktionsziele bis 2030
Massnahmen zur CO2-Reduktion im Ausland vorsehen werde. ?

1) AB SR, 2011, S. 424 ff. und 707; AB NR, 2011, S. 1288; NZZ, 14.7.11.; TA, 9.8.11.
2) AB NR, 2015, S. 1531 ff.
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